
„Zwickmühle“  der  Bediensteten  in  einem Rechnungsprüfungsamt  (RPA)  bei

Verdacht auf dolose Handlungen gegenüber den Hauptverwaltungsbeamtinnen /

Hauptverwaltungsbeamten (HVB‘s)

Sofern in einem RPA im Rahmen einer Prüfung ein Verdacht auf dolose Handlungen,
außerhalb  von  Korruptionsdelikten,  gegenüber  den  HVBC  entsteht,  können  die
Bedienstete im RPA, insbesondere dessen Leitung, in eine „Zwickmühle“ geraten, wer
zu informieren ist. Es gilt: 

� bei Beamtinnen / Beamten: Beachtung der Schadensabwendungspflicht (§ 34
Abs. 1 BeamtStG) einerseits und Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit (§ 37
BeamtStG) andererseits

� bei Beschäftigen: Rücksichtsnahmegebot (§ 241 BGB) und Schweigepflicht (§ 3
Abs. 1 TVöD) und.

Auch § 37 Abs. 2 Nr. 3 BeamtStG stellt bei Verdacht auf Korruptionsdelikten lediglich
eine Schutzpflicht und keine Verpflichtung für die Beamten dar, dolose Handlungen
anzuzeigen Letztlich gibt es nur die Jedermannpflicht für Straftatbestände i.S.v. § 138
StGB.

Bei einem Verstoß gegen die Amtsverschwiegenheitspflicht / Schweigepflicht droht
den  Beamtinnen  /  Beamten  ein  Disziplinarverfahren,  den  Beschäftigten
arbeitsrechtliche  Konsequenzen.  Ggf.  können  sie  selbst  Adressat  strafrechtlicher
Ermittlungen werden (z.B. §§ 203, 353b und 355 StGB). Dies gilt auch, wenn sich der
Verdacht auf dolose Handlungen gegenüber den HVB‘s bestätigen sollte.

Die Problematik der Zwickmühle für kommunale RPÄ in Niedersachsen liegt in den
Ausnahmen zu § 37 Abs. 2 BeamtStG, der 3-Organ-Struktur der Kommunen und der
Unabhängigkeit der RPÄ, die direkt der Vertretung unterstellt sind, begründet:

1. Die  Vertretung  ist  ein  Kollegialorgan,  die  HVB‘s  selbst  sind  Mitglied  der
Vertretung  und  bereitet  die  Sitzungen  der  Vertretung  vor,  wozu  auch  die
Erstellung  der  Sitzungsunterlagen,  die  Einberufung  der  Vertretung  und  die
Erstellung der Tagesordnung gehört. Die Einhaltung der Remonstrationspflicht
(§ 36 Abs. 2 BeamtStG) u.ä. könnte in diesem Fall ins Leere laufen, da die / der
HVB‘s  sich  nicht  selbst  belasten  würde,  denn  das  RPA  hat  keine  eigene
gesetzliche Befugnis zur Sitzungsvorbereitung.

2. Mitteilung im dienstlichen Verkehr geboten (§ 37 Abs. 2 Nr. 1 BeamtStG): Hier
könnte z.B. die Kommunalaufsicht – als Disziplinarbehörde für die HVB‘s –
betroffen sein, wenn sie mit der Angelegenheit befasst ist. Es fehlt an einer
eindeutigen gesetzlichen Regelung, dass z.B. das RPA bei Verdacht auf dolose
Handlungen gegen die HVB‘s die Kommunalaufsicht einschalten darf. Dies liegt
auch daran, dass Allgemeine Geschäftsanweisungen in den Kommunen den
Kontakt  zur  Kommunalaufsicht  den  HVB‘s  vorbehalten.  Adressat  von
Weisungen der Kommunalaufsicht ist die Kommune als Gesamtheit, mithin in
persona der HVB‘s.

3. Verdacht auf Korruptionsdelikte (§ 37 Abs. 2 Nr. 3 BeamtStG – gilt nicht für die
übrigen  Finanzdelikte,  wie  z.B.  Betrug,  Untreue!):  Hier  ist  zumindest  eine
Schutzvorschrift enthalten, dass bei Meldung an die Strafverfolgungsbehörden



keine Dienstrechtsverletzung begangen wird. Bei der Meldung an die oberste
Dienstbehörde (= Vertretung) besteht aber die gleiche, unter 1. geschilderte
Problematik.

4. Interne Meldestelle gem. HinSchG (§ 37 Abs. 2 Nr. 4 BeamtStG): Auch dies
stellt eine Schutzvorschrift für die Bediensteten des RPA dar. In diesem Fall
wird bei Verdacht auf dolose Handlungen der HVB‘s das Problem vom RPA auf
die Mitarbeitenden der internen Meldestelle verlagert, die sich zudem in einem
Subordinationsverhältnis zu den HVB‘s befinden.

5. Interne  Zuständigkeiten:  i.d.R.  sind  in  den  Kommunen  ausschließlich  die
Rechtsämter oder andere zentrale Organisationseinheiten nach Beteiligung der
HVB‘s befugt, Strafanzeigen zu stellen, was ins Leere läuft, wenn die HVB‘s
selbst betroffen ist.

In Niedersachsen wurden bereits Auswege aus der „Zwickmühle“ diskutiert, die aber
nicht unproblematisch sind:

� Berichterstattung an die Vertretung / an Fachausschüsse – siehe Problematik
zu 1,

� Erteilung des Rederechts für die RPA-Leitung in einer Sitzung der Vertretung:
Hier  muss  Nichtöffentlichkeit  hergestellt  werden  und  der  Sachverhalt
eingebracht werden – zu letzterem siehe Problematik zu 1.

� Mitteilung  an  die  /  den  Vorsitzenden  der  Vertretung:  Dieser  ist  lediglich
„Sitzungspräsident/-in“  und  hat  ansonsten  keine  weitere  Funktion,  z.B.
„Sprecher/-in“ oder „Bevollmächtigte/-r“ der Vertretung,

� Mitteilung  an  die  allgemeinen  Vertretungen  des  HVB‘s:  Verlagerung  des
Problems wie unter 4. bzw. was geschieht, wenn auch die betroffen sind,

� Information der Aufsichtsbehörde – siehe Problematik zu 2.,
� Beratungsersuchen an Rechtsanwalt / Fachanwalt, die der Schweigepflicht aus

§  43a  BRAO  unterliegen  –  hierin  könnte  eine  unzulässige  Flucht  in  die
Öffentlichkeit gesehen werden,

� Einschaltung  der  Personalvertretung:  es  gehört  nicht  zu  den  dienstlichen
Obliegenheiten  eines  RPA,  die  Personalvertretung  zu  informieren,  insofern
kann hier eine ungenehmigte Mitteilung vorliegen.

Insofern  gibt  es  bei  Verdacht  auf  dolose  Handlungen  der  HVB‘s  derzeit  keinen
erkennbaren Weg aus der „Zwickmühle“ für die Bediensteten eines kommunalen RPA.
Sie müssen sich entscheiden: Toleriere und decke ich damit eine strafbare Handlung
und einen  Schaden für  die  Kommune oder  riskiere  ich  ein  Disziplinarverfahren  /
arbeitsrechtliches Verfahren. Aus der Fürsorgepflicht gegenüber den Beamtinnen /
Beamten / Beschäftigten sollten hier entsprechende Regelungen getroffen werden, um
diesen Personenkreis vor einer solchen Gewissensentscheidung zu schützen, auch
unter dem Hintergrund der Grundpflichten der Beamten aus §§ 33f. BeamtStG und der
arbeitsvertraglichen Pflichten. 

Nur in Nordrhein-Westfalen (NRW) ist dieser Konflikt gelöst worden, indem in § 3 Abs.
1 Korruptionsbekämpfungsgesetz eine Verpflichtung zur Anzeige für eine Vielzahl von
Finanzdelikten normiert wurde.



Eine detaillierte Ausführung befindet sich beim IDR – Landesgruppe Niedersachsen –
in Arbeit.


